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Goethe kommt
Immer mehr Kommunen in Deutschland nehmen Abschied von der Kameralistik. Das macht Mühe, schafft aber 
auch Transparenz. Denn nun werden auch versteckte Schulden sichtbar

Johann Wolfgang von Goethe 
nannte sie „eine der schönsten 

Erfindungen des menschlichen 
Geistes“. Der Geheime Rat mein-
te damit nicht etwa die Literatur, 
sondern die „doppelte Buchhal-
tung“. Diese „schönste Erfin-
dung“ hält nun auch in Deutsch-
lands Kommunen Einzug. Ein 
sprödes Thema, aber nur auf den 
ersten Blick. Denn das alles hat 
sehr viel mit Generationenge-
rechtigkeit zu tun. 

Der kleine Unterschied

Über Jahrhunderte wirtschafte-
ten Kommunen nach dem Prin-
zip der Kameralistik. Sie erfass-
ten Einnahmen und Ausgaben 
und konnten so innerhalb eines 
Haushaltsjahres feststellen, wo 
sie finanziell standen. Es gibt je-
doch Verpflichtungen, die jetzt 
eingegangen werden und erst 
viele Jahre später bezahlt werden 
müssen, z.B. Pensionen. 

Die Kameralistik verschleiert 
solche Schulden auf Kosten zu-
künftiger Generationen. Ähnli-
ches gilt bei der Abnutzung von 
Straßen und Gebäuden. Sie müs-
sen früher oder später repariert, 
renoviert oder erneuert werden. 

Der Wertverlust taucht in der 
Kameralistik erst auf, wenn die 
Reparaturen auch tatsächlich 
anfallen. Und noch etwas ver-
schleiert die Kameralistik: Wenn 
Kommunen, wie in den 80er 
und 90er Jahren gang und gäbe, 
kostenintensive Bereiche aus-
gegliedert haben, werden deren 
Schulden nicht mehr im Kern-
haushalt abgebildet. „Nach den 
Ausgliederungen in den letzten 
Jahren ist sicherlich in einigen 
Kommunen so manchem Ent-
scheidungsträger der Überblick 
über seine Kommune verloren 
gegangen“, so Mario Markmann, 
Kämmerer der Stadt Fehmarn in 
Schleswig-Holstein. 

Die Lösung heißt „Neues Kom-
munales Finanzmanagement“ 
(NKF) und bedeutet den Umstieg 
auf das kaufmännische Rech-
nungswesen, die Doppik. Das 
Kunstwort steht für „doppelte 
Buchführung in Konten“. Dabei 
werden nicht nur Zahlungsein- 
und -ausgänge festgehalten, son-
dern auch der Wert von Grund-
stücken und Gebäuden, deren 
Abschreibung und zukünftige 
finanzielle Verpflichtungen. 

Alles kommt ans Licht

In einem zweiten Schritt müssen 
die Kommunen auch alle Unter-
nehmensbeteiligungen mit in ih-
re Bilanz einbeziehen, also einen 
Konzernabschluss vorlegen. In 
der Stadt Hamburg sind das bei-
spielsweise 390 Beteiligungen. 
In Nordrhein-Westfalen, Rhein-
land-Pfalz, Niedersachsen, Saar-
land, Baden-Württemberg ist das 
NKF verbindlich, Hamburg hat 
2007 als erstes Bundesland eine 
kaufmännische Bilanz vorgelegt. 

Es gibt jedoch keine Pflicht. Die 
ständige Konferenz der Innenmi-
nister und -senatoren der Länder 
hat sich 2003 in Jena für ein Op-
tionsmodell entscheiden. „Zum 
ersten Mal gibt die Bilanz einen 
Gesamtüberblick über Schulden 
und Vermögen“, sagt Annette 
Roling, Fachbereichsleiterin Fi-
nanzen der Stadt Hannover. Die 
niedersächsische Landeshaupt-
stadt ist gerade dabei, ihren 
ersten Konzernabschluss zu er-
arbeiten. Das ist gar nicht so ein-
fach, denn Hannover führt, wie 
viele andere Großstädte auch, 
einen großen Teil seiner kom-
munalen Aufgaben außerhalb 
der Kernverwaltung. Das sind 
zum einen Unternehmen, die 
der Stadt gehören, wie die Städ-
tischen Häfen oder die Stadtent-
wässerung Hannover. Das sind 
zum anderen Unternehmen, an 
denen die Stadt beteiligt ist, wie 
der Flughafen, die Messe oder 
die Verkehrsgesellschaft. Ins-
gesamt sind es mehr als 20. Ab 
dem Haushaltsjahr 2012 sollen 

der Kernhaushalt der Stadt, al-
le stadteigenen Unternehmen 
und alle Beteiligungen in einem 
Konzernabschluss zusammen-
geführt werden. Das ist auch in 
den anderen niedersächsischen 
Kommunen vorgeschrieben. 
„Damit werden erstmals die Jah-
resabschlüsse und die finanzielle 
Situation vergleichbar“, sagt An-
nette Roling. 

Vorreiter NRW

Nordrhein-Westfalen ist schon 
einen Schritt weiter. Das größte 
Bundesland hat sein kommuna-
les Haushaltswesen schon zum 
1. Januar 2005 umfassend refor-
miert. Es ist zuvor in einem Mo-
dellprojekt entwickelt worden, 
so Markus Tiedtke vom Innen-
ministerium in NRW. Bis 2009 
wurde das „Neue Kommunale 
Finanzmanagement“ in Nord-
rhein-Westfalen flächendeckend 
eingeführt, seit 2011 müssen die 
Kommunen zudem Gesamt-, 
also Konzernabschlüsse vorle-
gen. Die Ergebnisse geben für 
viele Kommunen Anlass zur 
Sorge. Tiedtke: „Wir haben in 
der Kameralistik zwar gesehen, 
wie Jahr für Jahr wegen der stei-
genden Haushaltsdefizite wirt-
schaftliche Kraft verloren ging. 
Jetzt sieht man aber, wie sich in 
vielen Kommunen das Eigenka-
pital verringert.“ 

Der Stärkungspakt Stadtfinan-
zen ist schon an doppische Kri-
terien gebunden: Unterstützung 
vom Land erhalten Kommunen, 
die überschuldet sind oder de-
nen Überschuldung droht, also 
solche, deren Eigenkapital fast 
oder ganz „weggeschrumpft“ 
ist. Sie werden verpflichtet, den 
Eigenkapitalabbau – zunächst 
auch mittels erheblicher Konso-
lidierungshilfen des Landes – zu 
stoppen.
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